
lerquote liegen überwiegende Interessen der Allgemeinheit
nicht vor.63

Die Änderungen des § 5 LuftSiG stellen daher einen nicht
gerechtfertigten Eingriff in das allgemeine Persönlichkeits-
recht, Art. 2 I iVm Art. 1 I GG dar.

4. Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit aus Art. 2 II
1 Alt. 2 GG

Der Einsatz von Sicherheitsscannern gem. § 5 I 2 LuftSiG
könnte eine Verletzung des Grundrechts auf körperliche Un-
versehrtheit gem. Art. 2 II 1 GG darstellen.

a) Eingriff in den Schutzbereich
Art. 2 II 1 GG schützt die körperliche Unversehrtheit und
damit die Gesundheit im biologisch-physiologischen Be-
reich.64 Dies erfasst auch den Schutz vor schädlichen nicht-
physischen Einwirkungen, etwa Lärmbelastung und intensive
Bestrahlung.65 In diesem Kontext ist problematisch, dass auch
Sicherheitsscanner im Handel sind, die auf Basis von Rönt-
genstrahlung operieren. Diese sind ohne Zweifel gesundheits-
schädlich. Wie oben dargestellt, hätte im Änderungsgesetz
determiniert werden müssen, welche Art von Scannern einge-
setzt werden.

b) Rechtfertigung
Gemäß Art. 2 II 2 GG können Eingriffe in die körperliche
Unversehrtheit „auf Grund eines Gesetzes“ gerechtfertigt
werden (einfacher Gesetzesvorbehalt). Das geänderte Luft-
sicherheitsgesetz kommt als formell rechtmäßiges Gesetz (sie-
he oben) als Schranke in Betracht. Es müsste allerdings mate-
riell verfassungskonform und damit vor allem dem Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz entsprechen, der aus dem Rechts-
staatsprinzip folgt.66 Vorliegend bezweckt das Gesetz, die
Sicherheit im Luftverkehr zu erhöhen und die Passagiere vor
terroristischen Anschlägen zu schützen (siehe oben). Das stellt
einen legitimen Zweck dar. Zu Eignung und Erforderlichkeit

gilt zunächst das oben Gesagte. Mit Blick auf die Gesundheit
der Reisenden ist überdies die Beurteilung derjenigen Scanner
problematisch, die aktive Terahertzstrahlung aussenden. Inso-
weit ist nicht klar, ob diese gesundheitsschädlich sind. Jeden-
falls dann, wenn es technisch möglich ist, Gesundheitsrisiken
auszuschließen (Scanner mit passiver Terahertzstrahlung) dür-
fen Geräte, bei denen die Auswirkungen nicht hinreichend
erforscht sind (aktive Terahertzstrahlung), mit Rücksicht auf
Art. 2 II 1 GG nicht eingesetzt werden.

Die Änderungen des § 5 LuftSiG stellen daher einen nicht
gerechtfertigten Eingriff in das Grundrecht auf körperliche
Unversehrtheit gem. Art. 2 II 1 GG dar.

Hinweis: Die Änderungen im LuftSiG erscheinen auch mit Blick auf
Art. 4 I, II GG problematisch, weil in einigen Religionen spezifische
Vorschriften zum zeigen bloßer Haut in der Öffentlichkeit existieren
und der Sicherheitsscanner die Passagiere virtuell entkleidet. Wenn
ein Eingriff in die Religionsfreiheit geprüft und bejaht wird, muss
man sich fragen, mit welchem anderen Verfassungsgut die Religions-
freiheit hier konfligiert.67

C. ERGEBNIS
Die Änderungen des LuftSiG sind formell verfassungskon-
form, jedoch materiell verfassungswidrig, da gegen die Be-
stimmtheitstrias gem. Art. 80 I 2 GG verstoßen wurde und ein
nicht gerechtfertigter Eingriff in das allgemeine Persönlich-
keitsrecht sowie das Grundrecht auf körperliche Unversehrt-
heit vorliegt. V hat die Gegenzeichnung daher zu Recht abge-
lehnt. Das Organstreitverfahren der C-Fraktion ist zulässig,
aber unbegründet.

63 AA mit anderer Gewichtung der Argumente vertretbar.
64 BVerfGE 56, 54 (73 ff.).
65 Dreier/Schulze-Fielitz (Fn. 18) Art. 2 Abs. 2 Rn. 35.
66 Maunz/Dürig/Grzeszick (Fn. 21) Art. 20 Rn. 107.
67 Zur Problematik Busche DÖV 2011, 225 (229).
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& SACHVERHALT
Am 7.6.2009 fand in Deutschland die Europawahl statt. Die rechtsradikale R-Partei erhielt 1,3
Prozent der abgegebenen Stimmen. Während der Wahl kam es in der Stadt V zu Unregel-
mäßigkeiten; die Wahlhelfer hatten den Einwurfschlitz der Wahlurne mit einem offenen
Zigarrenkasten abgedeckt, in dem sich Münzgeld befand und auf dem der Hinweis „Wahl-
spenden“ stand. Beim Betreten des Wahllokals wurde den Wählern „augenzwinkernd“ zuge-
rufen, dass spätestens bei der Stimmabgabe eine „kleine Wahlspende“ fällig sei.
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S, der als Spitzenkandidat für R angetreten war, aber selbst nicht gewählt hatte, erhob gegen
die Wahl Einspruch beim Deutschen Bundestag. Zum einen rügt er die Vorgänge in V, die
gerade bei älteren Menschen oder unerfahrenen Wählern den Eindruck vermittelten, dass nur
gegen eine „Wahlspende“ abgestimmt werden dürfe, zumal nur auf Nachfrage erläutert wurde,
dass die Spende nicht verpflichtend sei. Zum anderen macht er geltend, dass die Fünf-Prozent-
Sperrklausel gegen die Grundsätze der Wahlrechtsgleichheit und Chancengleichheit der Par-
teien verstoße. Bei der Ausübung des Wahlrechts müssten die Stimmen aller Bürger gleich
behandelt werden, was nicht gegeben sei, wenn seine Partei trotz der 347.887 Stimmen keine
Abgeordneten stelle. Dass das BVerfG – was zutrifft – die Sperrklausel 1979 für verfassungs-
gemäß erklärt habe, um die Funktionsfähigkeit des Europaparlaments zu sichern, verfange
nach drei Jahrzehnten reibungsloser Arbeit nicht mehr. Gäbe es die Sperrklausel nicht, würden
– was ebenfalls zutrifft – nur sechs weitere Parteien mit insgesamt zusätzlichen acht Abge-
ordneten in das Europaparlament einziehen, denen er als Spitzenkandidat von R auch angehö-
ren würde. Bei rund 160 im Parlament vertretenen Parteien fiele dies kaum ins Gewicht. Im
Übrigen sei das EuWG formell verfassungswidrig, da dem Gesetzgeber die zum Erlass
erforderliche Kompetenz fehle.

Mit Beschluss vom 8.11.2011, zugestellt am 10.11.2011, wies der Bundestag den Einspruch
zurück. Da die Wahlbeteiligung in V nicht abgesunken sei, hätten sich die dortigen Vorgänge
nicht ausgewirkt, sodass kein Wahlfehler festgestellt werden könne. Soweit S die Sperrklausel
des EuWG angreife, sei ausschließlich das BVerfG dazu berufen, deren Verfassungswidrigkeit
festzustellen; dem Bundestag fehle hierfür die Verwerfungskompetenz, sodass er diesbezüglich
keine Entscheidung treffen könne.

Am 8.1.2012 legt S beim BVerfG per Fax Beschwerde gegen den Bundestagsbeschluss ein.
Als er um 23:57 Uhr feststellt, dass erst 40 von 45 Seiten per Fax übermittelt wurden, schickt
er seine Beschwerde samt einer Liste mit 101 Unterschriften von Parteimitgliedern, die seine
Beschwerde unterstützen, um 23:59:59 Uhr per Email mit qualifizierter digitaler Signatur an
die auf der Homepage genannte Emailadresse des BVerfG, wo diese zur gleichen Zeit auf dem
Mailserver eingeht. Der Eingang der letzten Faxseite wird hingegen mit 0:00:00 Uhr dokumen-
tiert. Auf der Unterschriftenliste finden sich auch die Namen von A, B und C. A ist erst am
Tag der Unterschriftsleistung volljährig geworden, während B gar nicht erst mitgewählt und C
die Beschwerde nicht gelesen hat.

In seiner Beschwerde wiederholt S sein Vorbringen aus dem Einspruchsverfahren, ohne
jedoch den Bundestagsbeschluss – den er mit korrektem Aktenzeichen zitiert und in seinem
wesentlichen Inhalt wiedergibt – beizufügen. Zutreffend trägt er zudem vor, dass in V die
Stimmabgabe eines Parteifreunds mit den Worten „Rechte haben hier keinen Zutritt“ ver-
hindert wurde. Er beantragt daher, den Bundestagsbeschluss aufzuheben, Neuwahlen an-
zuordnen und die Sperrklausel für nichtig zu erklären. Da S zutreffend befürchtet, dass die
Hauptsacheentscheidung erst nach den Europawahlen 2014 ergeht, bittet er in seinem und
namens der R-Partei um Eilrechtsschutz, da sonst sein Parlamentseinzug erneut an der Sperr-
klausel scheitern bzw. die Neukonstituierung des Europaparlaments seine Beschwerde im
Übrigen erledigen könnte.

Prüfen Sie (ggf. hilfsgutachtlich), ob die Anträge von S Erfolg haben. Gehen Sie auf alle
aufgeworfenen Rechtsfragen ein.

& LÖSUNG
Um zu verhindern, dass durch die Neukonstituierung des Europaparlaments die Haupt-
sacheentscheidung gegenstandslos wird, beantragt S den Erlass einer einstweiligen Anordnung
(eA) gem. § 32 BVerfGG. Diese wird ergehen, soweit einer der Anträge zulässig und begrün-
det ist.

A. ZULÄSSIGKEIT DER ANTRÄGE

I. Zuständigkeit des BVerfG
Für die Überprüfung nationaler Wahlen regelt § 16 III WPrüfG die einstweilige Anordnung
ausdrücklich. Diese Vorschrift findet jedoch bei Europawahlen gem. § 26 II EuWG keine
Anwendung, sodass es dem BVerfG in solchen Fällen möglicherweise nicht gestattet ist, eine
Anordnung zu erlassen (so aber Lackner JuS 2010, 307 [310]). Dies würde jedoch den Wortlaut
und die systematische Stellung von § 32 BVerfGG verkennen, der als allgemeine Verfahrens-
vorschrift im zweiten Teil des BVerfGG verortet ist und sich somit auf alle dort geregelten
Verfahrensarten bezieht (BVerfGE 66, 39 [56]; Hillgruber/Goos, Verfassungsprozessrecht, 3.
Aufl. 2011, Rn. 810; Szczekalla JuS 2006, 901 [905]). § 16 III WPrüfG stellt hierzu keine
spezialgesetzliche Regelung dar (so Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Ulsamer/Schmidt-Bleib-

§ 16 III WPrüfG ist keine
spezialgesetzliche Regelung

zu § 32 BVerfGG
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